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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 


zu dem von den Abgeordneten Geisenhofer, Dr. Riedl (München), Schmidhuber, Dr. Wittmann 
(München), Dr. Kreile, Dr. Müller (München), Dr. Probst, Höcherl, Orgaß, Damm, Rollmann 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreisrechtlicher 
Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München sowie in der Freien 
und Hansestadt Hamburg 

— Drucksache 7/1576 — 

zu dem von den Abgeordneten Dr. Schöfberger, Schmidt (München), Bredl, Marschall, Vahl- 
berg, Frau Dr. Riedel-Martiny, Staak (Hamburg), Dr. Apel, Pawelczyk, Glombig, Engelhard, Frau 
Schuchardt und Genossen eingebrachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung miet- 
preisrechtlicher Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München sowie in 
der Freien und Hansestadt Hamburg 

— Drucksache 7/1671 — 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung mietpreis- 
rechtlicher Vorschriften in der kreisfreien Stadt München und im Landkreis München sowie in 
der Freien und Hansestadt Hamburg 

— Drucksache 7/2069 — 


A. Problem 

In Hamburg und München endet die Mietpreisbindung am 
31. Dezember 1974. In diesen Räumen besteht jedoch ein starker 
Mangel an relativ preisgünstigen Wohnungen fort. Daher soll 
die Mietpreisbindung verlängert, zugleich eine Mietenanhebung 
gestattet werden. 
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B. Lösung 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hält 
eine Fortsetzung der Mietpreisbindung für nicht erforderlich. 
Statt dessen soll im Zweiten Gesetz über den Kündigungsschutz 
für Mietverhältnisse über Wohnraum (Wohnraumkündigungs- 
schutzgesetz) für Altbauten in Hamburg und München die Mie- 
tenanhebung bis zu 10 vom Hundert für die nächsten zwei Jahre 
begrenzt werden. 


C. Alternativen 

Verlängerung der Mietpreisbindung (siehe Anträge). 


D. Kosten 

Kosten entstehen möglicherweise durch die Inanspruchnahme 
von Wohngeld oder höheren Wohngeldes. 
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A. Bericht der Abgeordneten Polkehn und Orgaß 


Der Deutsche Bundestag hat den ersten und den 
zweiten Antrag (Drucksachen 7/1576, 7/1671) in 
seiner 80. Sitzung am 15. Februar 1974 und den drit- 
ten Antrag (Drucksache 7/2069) in seiner 103. Sitzung 
am 22. Mai 1974 in erster Beratung dem Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau über- 
wiesen. 

Der Ausschuß beschloß in der Sitzung am 6. Juni 
1974 bei der Mitberatung des Entwurfs eines Zwei- 
ten Gesetzes über den Kündigungsschutz für Miet- 
verhältnisse über Wohnraum (Drucksache 7/2011), 
dessen Beratung mit derjenigen der drei Gesetzent- 
würfe zur Änderung mietpreisrechtlicher Vorschrif- 
ten in der kreisfreien Stadt München und im Land- 
kreis München sowie in der Freien und Hansestadt 
Hamburg zu verbinden. 

Da der Ausschuß mehrheitlich der Auffassung war, 
es könne davon ausgegangen werden, daß bis Ende 
1976 die Lage in Hamburg und München der allge- 
meinen Situation auf dem Wohnungsmarkt entspre- 
chen werde, hielt er eine besondere gesetzliche Re- 
gelung für Hamburg und München nicht mehr für 
geboten. Im Interesse der Rechtseinheit soll viel- 
mehr ab 1. Januar 1975 das Wohnraumkündigungs- 
schutzgesetz im ganzen Bundesgebiet gelten. Statt 


einer besonderen gesetzlichen Regelung für Ham- 
burg und München soll eine Übergangsbestimmung, 
die der dortigen besonderen Situation Rechnung 
trägt, in dieses Gesetz aufgenommen werden. 

Der Ausschuß hat daher — unter Ablehnung der 
drei Anträge mit unterschiedlichen Mehrheiten — in 
der Sitzung am 25. September 1974 dem für das 
Wohnraumkündigungsschutzgesetz federführenden 
Rechtsauschuß empfohlen, in dieses Gesetz als Arti- 
kel 5 a eine Übergangsbestimmung aufzunehmen; 
danach soll in Hamburg und München für Altbauten 
die Mietenanhebung nach dem Vergleichsmietenver- 
fahren bis zum 31. Dezember 1976 auf 10 vom Hun- 
dert der bisherigen Miete begrenzt werden. 

Dementsprechend empfiehlt der Ausschuß dem 
Deutschen Bundestag, die drei Gesetzentwürfe vor- 
behaltlich der Ergänzung des Zweiten Gesetzes über 
den Kündigungsschutz für Mietverhältnisse über 
Wohnraum entsprechend dem obigen Beschluß des 
Ausschusses für erledigt zu erklären. 

Der Rechtsausschuß hat in der Sitzung am 9. Ok- 
tober 1974 einen der Empfehlung des Ausschusses 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau entspre- 
chenden Beschluß gefaßt. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Polkehn Orgaß 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Gesetzentwürfe — • Drucksachen 7/1576, 7/1671, 7/2069 — für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Raumordnungr Bauwesen und Städtebau 


Dr. Schneider Polkehn Orgaß 

Vorsitzender Berichterstatter 
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